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Absicherung im

Grundbuch

Im Zusammenhang mit dem Bauen gehen nicht
selten die öffentlichen Interessen an der Ordnung
eines Einzelfalls in die gleiche Richtung wie die

privaten Interessen. Das Interesse an dieser

Ordnung kann mitunter für beide Seiten - die

Baubehörde und die Bauherrschaft - so bedeutend

sein, dass sie gegen Veränderungen abgesichert
werden wollen. Wichtig ist es dabei - vor allem

für eine Bauherrschaft - zu wissen, dass die

öffentlichrechtliche Absicherung eines Ziels nichr ohne

Weiteres auch eine privatrechtliche Absicherung
ihrer Interessen bedeutet. An einem Zürcher

Beispiel soll dies dargestellt werden. Es ist, weil

kantonalrechtlich bestimmt, nicht allgemeingültig; es

kann indes Mechanismen aufzeigen.

Mit der Baubewilligung für ein Mehrfamilienhaus

ist einer Bauherrschaft auferlegt worden, ihrer

Pflicht zum Bereitstellen einer ausreichenden

Anzahl von Fahrzeugabstellplätzen in der Weise

nachzukommen, dass sie entsprechende Nutzungsrechte

auf einem Nachbargrundstück nachweist:

Das an einem Hang gelegene Baugrundstück selbst

hatte keinerlei Anschluss an eine Strasse. Tatsächlich

konnte die Bauherrschaft in der Tiefgarage

einer benachbarten Überbauung die nötige
Anzahl von Plätzen mieten.

Das öffentliche Interesse an den privaten
Abstellplätzen besteht darin, die Strassen vom
ruhenden Verkehr frei zu halten. Das private Interesse

an den Abstellplätzen ist zum einen ein

Praktisches, zum anderen selbstredend ein

Ökonomisches - besonders dann, wenn es um
Abstellplätze zu Eigentumswohnungen geht. Sowohl

dem Gemeinwesen als auch den Eigentümern ist

deshalb daran gelegen, dass den Wohnungen die

ihnen zugeordneten Plätze erhalten bleiben. Die

Bauherrschaft wurde also aufgefordert, sich für
diese Plätze ein Dienstbarkeitsrechr einräumen

zu lassen: Sie sollte (so lautete die nicht eben klare

Formulierung) «die Inanspruchnahme der Gara¬

genplätze mit einer durch öffentlichrechtliche

Eigentumsbeschränkung zu Gunsten der Gemeinde

gesicherten grundbuchlichen Eintragung einer

Servitut sicherstellen».

Nach Jahrzehnten wechselte das Grundstück

mit der Tiefgarage die Hand. Die neue Eigentümerin

kündigte die Abstellplätze, und es stellte

sich für die Mieterinnen und Mieter die Frage, ob

sie den Entzug ihrer Plätze hinzunehmen hätten.

Tatsächlich fand sich auf dem Grundbuchblatt
des Tiefgaragengrundstücks eine Anmerkung,
wonach dessen jeweiliger Eigentümer dem jeweiligen

Nachbareigentümer und dessen Mietern zehn

Autoabstellplätze zur Verfügung zu stellen habe.

Eine Dienstbarkeit ist jedoch nie begründet worden:

Anlässlich der Bewilligung eines Umbauvor-

habens war von den Eigentümern zwar (noch

einmal) die Errichtung einer Dienstbarkeit

verlangt worden, das Grundbuchamt jedoch teilte

der Gemeinde von sich aus mit, die Pflicht für
das Bereithalten der Abstellplätze sei bereits

angemerkt; die Gemeinde verzichtete deshalb

nachträglich definitiv auf das Nachbringen einer

Dienstbarkeit.

Erst mit der Kündigung der Abstellplätze wurde

erkannt, was passiert war: Durch die Anmerkung

war zwar die Gemeinde abgesichert, dass die

Abstellplatzpflicht erfüllt bleibt. Eine Verpflichtung

gegenüber den Berechtigten war dadurch

indessen nicht abgesichert; die Gemeinde könnte

der Garageneigentümerin auch aufgrund der

Anmerkung eine (rein privatrechtliche) Kündigung
der Plätze nicht untersagen, weil die (öffentlichrechtliche)

Abstellplatzpflicht auch anderweitig
erfüllt werden kann. Nach Zürcher Recht können

keine Dritten (gegen ihren Willen) verpflichtet

werden, für Nachbarn Abstellplätze zur Verfügung

zu halten. Es wäre im Beispielfall deshalb

auch nicht möglich, nachträglich das Einräumen

einer Dienstbarkeit gerichtlich durchzusetzen,

und die Anmerkung von solcherart eingeräumten
Rechten bedeutet letztlich nur eine Mitteilungspflicht:

Der Gemeinde sind Änderungen im
Mietverhältnis zu melden, damit sie die (anderweitige)

Beachtung der Abstellplatzpflicht überprüfen und

nötigenfalls anordnen kann. Zur Pflichterfüllung
anzuhalten sind aber allein die betroffenen

Wohnungseigentümer.

Zusammenfassend darf der Umstand, dass die

Ordnung von privaten Verhältnissen auch im Interesse

der Öffentlichkeit liegt und deshalb von der

Behörde verbindlich geregelt wird, die Privaten

nicht zur Annahme verleiten, auch ihre Interessen

seien gesichert. Was im geschilderten Beispiel die

Abstellplätze sind, können auch Überbaurechte,

Durchfahrtsrechte oder statische Sicherungen
sein: Damit sich die Privaten dauerhaft
(insbesondere auch gegenüber Rechtsnachfolgern von

Vertragspartnern) auf getroffene Vereinbarungen
berufen können, müssen sie sich privatrechtlich
absichern. Bei Dienstbarkeiten ist darauf zu achten,

dass die jeweiligen Eigentümer des begünstigten

Grundstückes kraft einer Grunddienstbarkeit

berechrigr sind (und nicht etwa nur die

Öffentlichkeit mit einer Personaldienstbarkeit).
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